Veröffentlicht in den Amtlichen Mitteilungen Nr. 34 a vom 28.09.2009 S. 3857


Fakultätsübergreifende Ordnungen:

Nach Beschluss des Fakultätsrats der Fakultät für Agrarwissenschaften vom 16.07.2009, der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät vom 1.7.2009, der Sozialwissenschaftlichen Fakultät vom 1.7.2009, der Rechtswissenschaftlichen Fakultät vom 1.7.2009, der Biologischen Fakultät vom 10.7.2009 und der Philosophischen Fakultät vom 1.7.2009 sowie nach Beschluss des Senats vom 12.08.2009 hat der Stiftungsausschuss Universität der Georg-August-Universität Göttingen Stiftung Öffentlichen Rechts die Ordnung über die Zugangsvoraussetzungen und die Zulassung für den Promotionsstudiengang Biodiversität und Gesellschaft an der Georg-August-Universität Göttingen am 17.09.2009 genehmigt (§§ 9 Abs. 2 und 3, 44 Abs. 1 Satz 1 NHG in der Fassung der Bekanntmachung vom 26.02.2007 (Nds. GVBl. S. 69), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 18.06.2009 (Nds. GVBl. S. 280); § 41 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 18 Abs. 5 Sätze 1 und 3, Abs. 7 und § 7 Abs. 1 Satz 1 NHZG in der Fassung der Bekanntmachung vom 29.01.1998 (Nds. GVBl. S. 51), zuletzt geändert durch Gesetz vom 07.06.2007 (Nds. GVBl. S. 200); §§ 62 Abs. 4 Satz 1, 60 a Abs. 1 Satz 1 NHG in Verbindung mit § 18 Abs. 5 Sätze 1 und 3, Abs. 7, Abs. 13 NHG und § 7 Abs. 2 NHZG).
Ordnung über die Zugangsvoraussetzungen und über die Zulassung 
für den Promotionsstudiengang „Biodiversität und Gesellschaft“
an der Georg-August-Universität Göttingen

§ 1 Anwendungsbereich

(1) Die Universität führt nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen im Promotionsstudiengang Biodiversität und Gesellschaft an der Georg-August-Universität Göttingen für alle zu vergebenden Studienplätze ein hochschuleigenes Verfahren zur Feststellung der Zugangsvoraussetzungen durch.
(2) 1Erfüllen mehr Bewerberinnen und Bewerber die Zugangsvoraussetzungen als Plätze zur Verfügung stehen, werden die Studienplätze nach dem Ergebnis eines hochschuleigenen Auswahlverfahrens vergeben (§ 6). 2Die Auswahlentscheidung wird nach der besonderen Eignung für den gewählten Studiengang getroffen. 3Erfüllen nicht mehr Bewerberinnen oder Bewerber die Zugangsvoraussetzungen als Plätze zur Verfügung stehen, findet ein Auswahlverfahren nicht statt.

(3) Geschäftsführende Fakultät ist die Fakultät für Agrarwissenschaften.
§ 2 Studienbeginn, Zulassungsantrag, Ausschlussfrist

(1) 1Der Promotionsstudiengang beginnt zum Wintersemester. 2Der schriftliche Zulassungsantrag für den Promotionsstudiengang muss mit den gemäß Abs. 2 erforderlichen Bewerbungsunterlagen bis zum 01. August (Ausschlussfrist) für das folgende Wintersemesters bei der Georg-August-Universität Göttingen, Fakultät für Agrarwissenschaften, Zentrum für Landwirtschaft und Umwelt eingegangen sein. 3Der Antrag gilt nur für die Vergabe der Studienplätze des betreffenden Zulassungstermins. 4Die Universität ist nicht verpflichtet, die Angaben der Bewerberinnen und Bewerber von Amts wegen zu überprüfen.
(2) Dem eigenhändig zu unterschreibenden Zulassungsantrag sind folgende Unterlagen beizufügen:

a) das Abschlusszeugnis oder die Abschlusszeugnisse beziehungsweise eine Bescheinigung über die Durchschnittsnote der bisherigen Prüfungsleistungen in dem Masterstudiengang in Form beglaubigter Abschriften oder beglaubigter deutscher oder englischer Übersetzungen, falls die Originale nicht in englischer oder deutscher Sprache abgefasst sind; falls ein Abschlusszeugnis noch nicht vorliegt, kann eine vorläufige Bescheinigung über den erfolgreichen Abschluss des Master-Studiengangs oder eines gleichwertigen Abschlusses eingereicht werden; die beglaubigte Kopie des Zeugnisses ist bis zum 15.11. des Jahres der Zulassung nachzureichen;

b) eine Erklärung darüber, ob die Bewerberin oder der Bewerber ein Promotionsvorhaben bislang erfolgreich oder nicht beendet hat oder voraussichtlich noch beenden wird;

c) ein in deutscher oder englischer Sprache verfasster tabellarischer Lebenslauf mit einer aussagekräftigen Darstellung des Bildungsweges einschließlich einer Auflistung bisheriger beruflicher und wissenschaftlicher Tätigkeiten im entsprechenden Bereich, die die Darstellung des eigenen fachlichen Zugangs und der eigenen Erfahrungen in interdisziplinärer Zusammenarbeit beinhaltet;

d) die Angabe des Promotionsfaches und der Fakultät, in der der Abschluss der Promotion angestrebt wird (im Folgenden: zuständige Fakultät);

e) ein Nachweis ausreichender Kenntnisse der deutschen oder englischen Sprache;

f) eine Betreuungszusage für den Studiengang;

g) geeignete Unterlagen zum Nachweis zusätzlicher Leistungen (Veröffentlichungen, Praktika, berufliche Erfahrung, Lehrtätigkeit) auf dem Gebiet des Promotionsvorhabens, welche die besondere Eignung der Bewerberin oder des Bewerbers für die Teilnahme am Promotionsstudiengang darlegen; im Falle von bereits vorhandenen Veröffentlichungen einfache Kopien von maximal drei Veröffentlichungen der Bewerberin oder des Bewerbers;

h) eine Darlegung des besonderen Interesses der Bewerberin oder des Bewerbers an dem Dissertationsthema (Motivationsschreiben) als Grundlage für das Eignungsgespräch gemäß § 4 Abs. 6 Buchstabe c).

(3) 1Bewerbungen, die nicht vollständig, form- oder fristgerecht eingehen, sind vom weiteren Verfahren ausgeschlossen. 2Die eingereichten Unterlagen verbleiben bei der Universität.
§ 3 Auswahlkommission

(1) Für die Durchführung des Auswahlverfahrens bildet die geschäftsführende Fakultät mindestens eine Auswahlkommission.

(2) 1Eine Auswahlkommission besteht aus zwei stimmberechtigten Mitgliedern der Hochschullehrergruppe, wobei wenigstens ein Mitglied der zuständigen Fakultät angehören muss, und einem Mitglied der Promovierendengruppe mit beratender Stimme. 2Die Amtszeit der Mitglieder beträgt zwei Jahre, die des Mitglieds der Promovierendengruppe ein Jahr. 3Wiederbestellung ist möglich. 4Eine Vertreterin oder ein Vertreter der Göttinger Graduiertenschule Gesellschaftswissenschaften kann mit beratender Stimme an den Sitzungen der Auswahlkommission und am Eignungsgespräch teilnehmen.

(3) Die Aufgaben der Auswahlkommission sind:

a) Prüfung der eingehenden Anträge auf formale Richtigkeit

b) Prüfung und Bewertung der Zugangsvoraussetzungen
c) Durchführung der Eignungsgespräche

d) Entscheidung über die Zulassung oder die Ablehnung der Bewerberinnen oder Bewerber.
(4) Die Auswahlkommission berichtet dem Fakultätsrat der geschäftsführenden Fakultät nach Abschluss des Vergabeverfahrens über die gesammelten Erfahrungen und unterbreitet gegebenenfalls Vorschläge für die Weiterentwicklung des Zugangs- und Zulassungsverfahrens.

§ 4 Zugangsvoraussetzungen

(1) 1Voraussetzung für den Zugang zum Promotionsstudiengang ist, dass die Bewerberin oder der Bewerber ein Studium mit Master-Abschluss, der in einem zweijährigen Masterprogramm im Umfang von 120 ECTS-Anrechnungspunkten und nach einem Studium im Umfang von insgesamt wenigstens 300 ECTS-Anrechnungspunkten erworben wurde, mit Diplomabschluss oder einem gleichwertigen Abschluss an einer deutschen Hochschule oder an einer Hochschule, die einem der Bologna-Signatarstaaten angehört, in einer fachlich einschlägigen Fachrichtung gemäß Abs. 3 abgeschlossen hat und für den Studiengang besonders geeignet gemäß Abs. 6 ist. 2Abschlussprüfungen, die in einem Land außerhalb der Bologna-Signatarstaaten bestanden worden sind, bedürfen der Feststellung der Gleichwertigkeit zu den Abschlüssen nach Abs. 1 unter Berücksichtigung der Vorschläge der Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen (ZAB) beim Sekretariat der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland (KMK) für die Anerkennung und Bewertung ausländischer Bildungsnachweise, die unter der URL www.anabin.de niedergelegt sind. 3Die Noten der ausländischen Bildungsnachweise sind in das deutsche Notensystem umzurechnen.

(2) 1Abweichend von Abs. 1 ist auch zugangsberechtigt, wer in einem fachlich einschlägigen Master-Studiengang eingeschrieben ist und Prüfungsleistungen im Umfang von 60 ECTS-Anrechnungspunkten (Credits) erfolgreich erbracht hat, sofern eine aus den bisherigen Prüfungsleistungen im Master-Studiengang ermittelte Durchschnittsnote von 2,0 oder besser und ein Bachelor-Abschluss mit einer Note von 2,0 oder besser nachgewiesen wird. 2Die aus den bisherigen Prüfungsleistungen im Master-Studiengang ermittelte Durchschnittsnote wird anstelle der Master-Note oder der Note eines gleichwertigen Bildungsnachweises im Verfahren über die Feststellung der besonderen Eignung gemäß Abs. 6 berücksichtigt, unabhängig davon, ob das Ergebnis der Masterprüfung hiervon abweicht.

(3) 1Die Entscheidung, ob ein Vorstudium im Sinne von Abs. 1 fachlich eng verwandt ist (fachliche Einschlägigkeit), trifft die Auswahlkommission. 2Voraussetzung der fachlichen Einschlägigkeit des Vorstudiums ist der Nachweis grundlegender Kenntnisse in dem Fach, in dem die Promotion durchgeführt werden soll:
a) Studienfach Agrarwissenschaften: Nachweis von Kenntnissen auf dem Gebiet der Umwelt- und Ressourcenökonomik oder Nutzpflanzenwissenschaften oder Agrarökologie oder Landwirtschaftlichen Betriebslehre oder nachhaltigen Agrarwirtschaft im Umfang von wenigstens 6 Credits;

b) Studienfach Wirtschaftswissenschaften: Nachweis von Kenntnissen auf dem Gebiet der Umwelt- und Institutionenökonomie oder Produktion und Logistik oder Nachhaltigkeit im Umfang von wenigstens 6 Credits;

c) Studienfach Rechtswissenschaften: Nachweis von Kenntnissen auf dem Gebiet des Umweltrechts im Umfang von wenigstens 6 Credits;

d) Studienfach Sozialwissenschaften: Nachweis von Kenntnissen auf dem Gebiet der gesellschaftlichen Bedeutung der Nachhaltigkeit sowie des Schutzes und der Nutzung der Biodiversität, einschließlich der Analyse kooperativen Handelns wirtschaftlicher, staatlicher und sozialer Akteure in diesen Bereichen im Umfang von wenigstens 6 Credits;

e) Studienfach Biologie: Nachweis von Kenntnissen auf dem Gebiet der Biodiversitätsbiologie oder Didaktik der Biologie oder Sozial- und Kommunikationspsychologie im Umfang von wenigstens 6 Credits;

f) Studienfach Philosophie: Nachweis von Kenntnissen auf dem Gebiet der Praktischen Philosophie im Umfang von wenigstens 6 Credits.

3Die Auswahlkommission kann die Feststellung der fachlichen Einschlägigkeit davon abhängig machen, Leistungen nach Satz 2, die bislang noch nicht erbracht wurden, innerhalb von zwei Semestern nachzuholen; in diesem Fall sind die Feststellung der fachlichen Einschlägigkeit und die Zulassung bis zum Nachweis der noch fehlenden Leistungen, der innerhalb von zwei Semestern seit der Einschreibung bei der Universität (Ausschlussfrist) eingegangen sein muss, auflösend bedingt. 4Liegt der Nachweis der noch fehlenden Leistungen nicht fristgerecht vor, werden die Feststellung der fachlichen Einschlägigkeit und ein darauf beruhender Zulassungsbescheid unwirksam.

(4) 1Bewerberinnen und Bewerber, die weder eine deutsche Hochschulzugangsberechtigung aufweisen noch ihren Bachelor- oder Master-Abschluss oder einen gleichwertigen Abschluss an einer deutschen Hochschule erworben haben, müssen über ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügen. 2Der Nachweis hierüber wird geführt gemäß der Prüfungsordnung für die Deutsche Sprachprüfung für den Hochschulzugang ausländischer Studienbewerberinnen und Studienbewerber (DSH) durch eine Prüfung mit dem Gesamtergebnis DSH-2. 3Ausgenommen von der Verpflichtung zur Durchführung eines Tests sind Bewerberinnen und Bewerber, welche nach der Prüfungsordnung für die Deutsche Sprachprüfung für den Hochschulzugang ausländischer Studienbewerberinnen und Studienbewerber (DSH) an der Georg-August-Universität Göttingen von der Deutschen Sprachprüfung für den Hochschulzugang freigestellt sind; dies gilt insbesondere für solche Bewerberinnen oder Bewerber, welche die erforderlichen Kenntnisse der deutschen Sprache durch den erfolgreichen „Test Deutsch als Fremdsprache“ (TestDaF) mit mindestens viermal TestDaF-Niveaustufe 4 (TDN 4) oder durch den „Prüfungsteil Deutsch“ der Feststellungsprüfung an Studienkollegs nachgewiesen haben.
(5) 1Abweichend von Abs. 4 ist vom Nachweis deutscher Sprachkenntnisse ausgenommen, wer ausreichende Kenntnisse der englischen Sprache nachweist. 2Bewerberinnen und Bewerber, deren Muttersprache nicht Englisch ist, weisen ausreichende Englischkenntnisse durch Mindestleistungen in einem international anerkannten Test nach:
a) Cambridge Certificate in Advanced English mindestens mit der Note „passed"

b) Cambridge Certificate of Proficiency in English mindestens mit der Note „passed“

c) "International English Language Testing System" (IELTS) Niveaustufe 7 oder höher

d) mindestens 550 Punkte im handschriftlichen Test des "Test of English as a Foreign Language" (paper based TOEFL)

e) mindestens 213 Punkte im computergestützten Test des "Test of English as a Foreign Language" (computerbased TOEFL)

f) mindestens 80 Punkte im ”new internet based TOEFL - Test of English as a Foreign Language”

g) UNIcert der Stufe III

h) C1- oder C2-Nachweis nach CEFR (Common European Framework of References)

Das erfolgreiche Absolvieren des Tests darf nicht länger als zwei Jahre vor dem Eingang des Antrags auf Zulassung zum Promotionsstudiengang zurückliegen. Ausgenommen von der Verpflichtung zum Nachweis eines Tests sind Bewerberinnen und Bewerber mit einem mindestens zweijährigen Studien- oder Berufsaufenthalt in einem englischsprachigen Land innerhalb der letzten drei Jahre vor Eingang des Antrags auf Zulassung und solche Bewerberinnen oder Bewerber, die einen vorherigen Studiengang in dieser Sprache abgeschlossen haben. Über die Anerkennung anderer Nachweise ausreichender Englischkenntnisse entscheidet die Auswahlkommission.

(6) 1Besonders geeignet ist, wer auf Basis der hier genannten Voraussetzungen nach Maßgabe der folgenden Kriterien wenigstens 32 Punkte erreicht:
a) Je nach Abschlussnote des Hochschulabschlusses werden der Bewerberin oder dem Bewerber Punkte wie folgt gutgeschrieben:

	Abschlussnote
	1,0
	1,1
	1,2
	1,3
	1,4
	1,5
	1,6
	1,7
	1,8
	1,9

	Punktzahl
	40
	38
	36
	34
	32
	30
	28
	26
	24
	22

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	Abschlussnote
	2,0
	2,1
	2,2
	2,3
	2,4
	2,5
	2,6
	2,7
	2,8
	2,9

	Punktzahl
	20
	18
	16
	14
	12
	10
	8
	6
	4
	2


2Ist die zuständige Fakultät die Juristische Fakultät gilt die Verordnung über eine Noten- und Punkteskala für die erste und zweite juristische Prüfung vom 03.12.1981 (BGB. I, S. 1243) in der jeweils geltenden Fassung. Danach gilt:

	Abschlussnote
	18-16
	15-13
	12-10
	9-7
	6-4

	Punktzahl
	40
	38
	36
	24
	8


b) Je nach Nachweis von über das Studium hinausgehenden Leistungen (Veröffentlichungen, Praktika, berufliche Erfahrung, Lehrtätigkeit) auf dem Promotionsgebiet, welche die besondere Eignung der Bewerberin oder des Bewerbers für die Teilnahme am Promotionsstudiengang darlegen, werden Punkte wie folgt gutgeschrieben:

hervorragende Leistungen






5 bis 10 Punkte

umfangreiche Leistungen






2 bis 4 Punkte

keine oder geringe Leistungen





0 Punkte.

c) Je nach Feststellung der besonderen Eignung in dem Eignungsgespräch nach § 5 werden der Bewerberin oder dem Bewerber Punkte wie folgt gutgeschrieben:

Die Bewerberin oder der Bewerber ist 

sehr gut geeignet







10 bis 20 Punkte

gut geeignet








5 bis 9 Punkte

geeignet 








1 bis 4 Punkte

wenig geeignet 







0 Punkte.

d) Die Punkte nach Buchstaben a) bis c) werden addiert.

(7) Weitere Voraussetzung ist mindestens eine Erklärung von einer am Promotionsstudiengang beteiligten Hochschullehrerin oder einem am Promotionsstudiengang beteiligten Hochschullehrer, dass sie oder er die Bewerberin oder den Bewerber im Falle einer Zulassung für diesen Promotionsstudiengang als Promovierende oder Promovierenden annehmen und betreuen wird (Betreuungszusage).
(8) Eine Bewerberin oder ein Bewerber muss ferner die Voraussetzungen der zuständigen Fakultät für die Zulassung zur Promotion erfüllen.
§ 5 Eignungsgespräch

(1) 1Das Eignungsgespräch soll zeigen, ob die Bewerberin oder der Bewerber für den ausgewählten Studiengang besonders geeignet ist. 2Dabei gelten folgende Grundsätze für die Durchführung des Eignungsgesprächs:
a) Das Eignungsgespräch wird in der Regel zwei bis vier Wochen nach Bewerbungsschluss an der Universität durchgeführt. Die genauen Termine sowie der Ort der Prüfung werden in einem angemessenen Zeitraum vor Beginn der Eignungsgespräche durch die Universität bekannt gegeben. Die Bewerberinnen oder Bewerber werden von der Universität rechtzeitig zum Eignungsgespräch eingeladen. Bei im Ausland ansässigen Bewerberinnen oder Bewerbern sowie in begründeten Ausnahmefällen sind auch eine Videokonferenz oder ein telefonisches Eignungsgespräch zugelassen, sofern die Identität der Bewerberin oder des Bewerbers zweifelsfrei festgestellt werden kann. Die Einzelheiten des Verfahrens in solchen Fällen legt die Auswahlkommission fest.

b) Berechtigt zur Teilnahme am Eignungsgespräch sind ausschließlich die Bewerberinnen und Bewerber, die eine Betreuungszusage nachweisen.

c) Die Auswahlkommission führt mit den Bewerberinnen und Bewerbern ein Eignungsgespräch mit einer Dauer von circa 25 Minuten. Auf Antrag der Bewerberin oder des Bewerbers wird das Eignungsgespräch auf Englisch durchgeführt.

d) Über die wesentlichen Fragen und Antworten des Eignungsgesprächs ist ein Protokoll zu führen, das von den Mitgliedern der Auswahlkommission zu unterzeichnen ist. Aus dem Protokoll müssen Tag und Ort des Eignungsgesprächs, die Namen der Kommissionsmitglieder, der Name der Bewerberin oder des Bewerbers und die Beurteilung ersichtlich werden.

(2) Das Eignungsgespräch erstreckt sich auf folgende Eignungsparameter, die wie folgt gewichtet werden:

- akademisches Potential (50%)

- fachliche und gesellschaftliche Relevanz der geplanten Arbeit (20%)

- Motivation für die Aufnahme des Studiums und Erfahrungen im Themenschwerpunkt (30%).

(3) 1Eine Bewerberin oder ein Bewerber, die oder der ohne Vorliegen eines wichtigen Grundes zu dem Gesprächstermin nicht erscheint, ist vom weiteren Verfahren ausgeschlossen. 2Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes setzt die Auswahlkommission auf Antrag einen neuen Termin für das Eignungsgespräch fest. 3Der wichtige Grund und der Antrag auf Festsetzung eines neuen Termins sind unverzüglich, spätestens aber innerhalb von zwei Tagen nach dem zunächst festgesetzten Termin der Auswahlkommission nachzuweisen bzw. zu stellen. 4Eine ausgeschlossene Bewerberin oder ein ausgeschlossener Bewerber ist berechtigt, am nächstmöglichen Verfahren erneut teilzunehmen.

§ 6 Auswahlverfahren
(1) Ein Auswahlverfahren umfasst jeweils die auf einen Zulassungstermin bezogene Vergabe von Studienplätzen.
(2) 1Über die Zulassungsanträge wird in einem Hauptverfahren und, soweit erforderlich, in Nachrück- oder Losverfahren entschieden. 2An einem Nachrück- oder Losverfahren wird nicht beteiligt, wer eine Zulassung im Hauptverfahren erhalten hat.
(3) Die Auswahlkommission kann durch eine Überbuchung berücksichtigen, dass Studien-plätze voraussichtlich nicht angenommen werden.
(4) 1Die Auswahl im Rahmen des Hauptverfahrens erfolgt auf Grund einer Rangliste. 2Die Rangliste wird nach dem Ergebnis der Feststellung der besonderen Eignung nach § 4 Abs. 6 erstellt. 3Bei Ranggleichheit bestimmt sich die Rangfolge nach dem Ergebnis des Master-Abschlusses oder eines gleichwertigen Abschlusses; Im Übrigen entscheidet bei Ranggleichheit das Los.

(5) Die Auswahlkommission leitet die Ergebnisse an das Dekanatsbüro der geschäftsführenden Fakultät und an die zuständige Fakultät weiter.
§ 7 Zugangs- und Zulassungsbescheid

(1) 1Bewerberinnen und Bewerber, die zugelassen werden können, erhalten von der Dekanin oder dem Dekan der geschäftsführenden Fakultät einen schriftlichen Zulassungsbescheid. 2In diesem wird eine Frist festgelegt, innerhalb derer die Bewerberin oder der Bewerber schriftlich zu erklären hat, ob sie oder er den Studienplatz annimmt. 3Liegt diese Erklärung nicht frist- und formgerecht vor, wird der Zulassungsbescheid unwirksam. 4Auf diese Rechtsfolge ist im Zulassungsbescheid hinzuweisen.

(2) 1Bewerberinnen und Bewerber, die nicht zugelassen werden können, erhalten einen Ablehnungsbescheid, in dem der erreichte Rangplatz und der Rangplatz der zuletzt zugelassenen Bewerberin oder des zuletzt zugelassenen Bewerbers aufgeführt sind. 2Der Ablehnungsbescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 3Er erhält gleichzeitig die Aufforderung, innerhalb einer bestimmten Frist schriftlich zu erklären, ob der Zulassungsantrag für ein Nachrückverfahren aufrechterhalten wird. 4Legt die Bewerberin oder der Bewerber diese Erklärung nicht frist- oder formgerecht vor, so ist sie oder er vom Nachrückverfahren ausgeschlossen. 5Auf diese Rechtsfolge ist hinzuweisen.

(3) Das Nachrückverfahren wird anhand der Rangliste nach § 6 Abs. 4 durchgeführt.

(4) 1Das Auswahlverfahren wird spätestens am 15.11. bei Zulassung für ein Wintersemester abgeschlossen. 2Danach noch verfügbare Studienplätze werden auf formlosen Antrag durch Los an zugangsberechtigte Bewerberinnen oder Bewerber vergeben. 3Der Bewerbungszeitraum hierfür beginnt zwei Wochen vor Beginn des Semesters, für das die Zulassung erfolgen soll, und endet mit dem Abschluss des Auswahlverfahrens. 4Die Vergabe der Studienplätze durch Los wird wegen der fortgeschrittenen Vorlesungszeit bei Zulassung für ein Wintersemester spätestens am 30.11. eines Jahres abgeschlossen.

§ 8 Übergangsreglung und Inkrafttreten

(1) 1Abweichend von § 2 Abs. 1 wird einmalig ein Vergabeverfahren zum Sommersemester 2010 durchgeführt. 2Der schriftliche Zulassungsantrag für den Promotionsstudiengang muss mit den gemäß § 2 Abs. 2 erforderlichen Bewerbungsunterlagen bis zum 01. Februar 2010 (Ausschlussfrist) für das Sommersemester 2010 bei der Georg-August-Universität Göttingen, Fakultät für Agrarwissenschaften, Zentrum für Landwirtschaft und Umwelt eingegangen sein. 3Beglaubigte Kopien des Abschlusszeugnisses sind spätestens bis zum 15.05.2010 nachzureichen. 4Anstelle des Mitglieds der Promovierendengruppe nimmt für das Sommersemester 2010 die Promovierendenvertreterin oder der Promovierendenvertreter der Göttinger Graduiertenschule Gesellschaftswissenschaften mit beratender Stimme an den Sitzungen der Auswahlkommission und den Eignungsgesprächen teil. 5Das Auswahlverfahren wird spätestens am 14.05.2010 abgeschlossen, das Losverfahren spätestens am 31.05.2010.

(2) 1Diese Ordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in den Amtlichen Mitteilungen der Georg-August-Universität Göttingen in Kraft. 2Sie gilt erstmals für das Vergabeverfahren zum Sommersemester 2010.
